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Reformkommission Asyl

Abschlussbericht vom 9. Juli z,azs

A. Auftrag und Einsetzung

Auf Veranlassung der Sächsischen Staatsmiuisterin der Justiz, Frau professor Geiert,

fand am ro. April 2o2lirn Gebäude des Sächsischen Staätsarchivs in Dresden ein

,uAsylgipfel" unter Teilnahme von Beamten des Staatsministeriums, von Richtern der

SächsiscAen Verwaltungsgerichtsbarkeit und von Rechtsanwälten statt, um Maßnah-

men zur Vereinfachung und Beschleunigung gerichtlicher Asylverfahren zu erörtern.
Im Wege eines ,,Brainstormings" wurden 28 Maßnahmen vorgeschlagen. Am selben

Tag setzte Frau Staatsministerin eine,,Reformkommission Asyl" mit dem Auftrag ein,

diese zB sowie ggfs. weitere Maßnahmen zu erörtern und aus ihnen bis zum Beginn

der Sommerpause Handlungsempfehlungen herzuleiten. Der Kommission gehörten

an:

r die Präsidentin desSächsischen Oberverwaltungsgerichts Susanne Dahlke-Piel

. der Präsident des verwaltungsgerichts Dresden Dirk Munzinger

. der vorsitzend.e Richter am verwaltungsgericht chemnit, wturk R to,

. die Richterin am Verwaltungsgericht Leipzig Dr. Linda Schneider-Buchheim

. der Rechtsanwalt Dr. Matthias Lehnert

r sowie der ehemalige Präsident des Bundesverwaltungsgeric-hts

Prof. Dr. Dr. h.c. Klaus Rennert als Vorsitzender.

Die Arbeit der Kommission ururde von Beamten des Ministeriums unterstützt, die

sich aber inhaltlich nicht beteiligt haben;

Die Kommission hat die vorgeschlagenen sowie weitere Maßnahmen eingehend erör-
tert und legt hiermit ihren Abschlussbericht vor. Zuzwei Punkten, die im Folgenden

vermerkt werden, vertritt Rechtsanwalt Dr. Lehnert eine abweichende Auffassung;

im Übrigen er{olgen die Empfehlungen und ihre Begründungen einstirnmig.
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B. Ernpfehlungen

I. Zentrale Dienstleistungen

r. Erkenntnismittel

Es sollte eine zentrale Einrichtung geschaffinwerden, derenAufgabe die Samm-

Iung, Ordnung und,fortlaufend.e ffige derfür die SachauJklörung inAsylproze:ssen

erforderlichen Erkenntnismittelin elektronischer Form (Datenbank) sowte die Er-

'stellung landesbezogener uerlinkter Erkenntnismittellisten tn regelmöltigen Abstän-

den (etwa uiertelj öhrlich) fur die Verw altung sg erichte d.es Freistaats Sachsen ist.

Dabei sollte sichergestellt uerden, dcss die mit Asylprozessen zu dem jeuseiligen

Herkunftsstaat befassten Richter befugt sind, die Aufnahme eines bestimmten Er-

kenntnismittels in die Datenbank und die Erkenntnismittelliste zu uerlangen und

der Entfernung zuwidersprechen. Die zentrale Einrichtung kann entwed"er durch

den Freistaat Sachsen selbst - d.annuorzugsweise beimsrichsrsch en Oberuerwal-

tungsgericht - oder durch Mitnutzung einer entsprechenden Etnrichtung eines an

deren Landes der Bundesrepublik Deutschland g eschaffin w erd.en ; im letzteren

FaIIe sollte angestrebt werd.en, d.as erwähnte Bestimmungsrecht der sächsischen

Richter durch Abschluss einer Verwaltung suereinbatang zu sichein.

AIIe Richter an einem der Verwaltungsgerichte des Freistaats Sachsen müssen je-

derzeit Zugqng ru der Datenbankund zu d.en Erkenntnismittellistenhaben. Sie müs-

senferner befugt sein, die Erkenntntsmittellisten in den uon ihnen gffihrten AsyI-

prozessen zuueru)enden. Auch aIIe Prozessbeteiligten solltenüber die Verlinkung in

d.en Erkenntnismittellistenlesetnde, Zugriffauf die Datenbankhaben; d-as gilt uor

allemfi)r prozessbeuollmächtigte RechtsantaöIte uom Zettpunkt der Klageerhebung

od,er Antragstellung im Eiluerfohren an. Natürlichkönnen Richter ntsätzliche Er-

kenntnismittel zumVerfahrensgegenstand machen, nttr sollte d.arauf hingewirkt

werden, solche zusötzLichen Erkenntnismittelbaldmöglichstin die zentrale Daten-

bank aufzunehmen.
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Es empfi.ehlt sich, die Leitung der Zentra:Len Einrichtung, sollte sie uom Freistaat

Sachsenbetriebenwerden, einemhauptamtlichen Beschäftigten d.es Höheren Diens-

tes zu übertragen. Hieffir kommen Juristen, aber auch gtlt)o Historiker, Politikwi.s-

senschaftler oder IslamtuissenschaftIer in Betracht. Der Zentralen Einrichtung kann
je nach der fachlichen Qualifikation ihrer Mitarbeiter gestattet raerd.en, spezifi.sche

Rechercheauftrög e der Verwaltung sg erichte zu bearbetten.

Beeründune:

-

Die Pflege der Erkenntnisrnittel sowie die Führung der Erkenntnismittellisten sind Teil der

richterlichen Sachaufklärung im Ausländer- und Asylprozess. Sie fallen jedoch in sämtlichen

Prozessen, die dasselbe Land betreffen, in gleicher Weise an. Es erscheint deshalb nicht sinn-

voll, dass diese Leistungen von allen für ein Land zuständigen Kammern und Senaten paral-

lel erbracht werden; vielmehr bietet sich eine Zentralisierung an. Dies eröffnet zugleich die

Möglichkeit einer weitergehenden Digitalisierung. Beides erspart dem einzelnen Richter

langwierige Recherchearbeiten in den einschlägigen Datenbanken und fördert ein professio-

nelles einheitliches Auftreten gegenüber den Verfahrensbeteiligten. Die Erkenntnisse über

ein Land tagesaktuell zu halten, ist oft zeitintensiv, und ein Zweifelbleibt, ob nichts überse-

hen wurde

Es steht im Raum, dass die Gerichte des Freistaates entsprechende zentrale Einrichtungen

eines anderen Landes mitnutzen. Dazu bedürfte es einer Verwaltungsvereinbarung beider

Länder, welche die Nutzungsrechte sowie technische Fragen und die Kosten regelt. Alternativ

könnte eine eigene Zentrale Einrichtung etwa beim Oberverwaltungsgericht gebildet werden.

Das OVG hebt freilich hervor, dass eine solche Einrichtung nicht mit den dort vorhandenen

personellen Ressourcen (etwa'der Bibliothek) betrieben werden könnte, sondern zusätziiches

Personal erforderte.

Sollte der Freistaat Sachsen eine eigene Einrichtung schaffen, so sollte das Verhältnis gere-.

gelt werden, in dem die Zentrale Einiichtung zu den einzelnen mit Asylprozessen befassten

Richtern steht. Das betrifft zunächst das Recht der Richter, die Aufnahme neuer Erkenntnis-

mittel in die Datenbank und die Liste zu verlangen und einer Entfernung von Erkenntnismit-

teln als überholt oder fehlerhaft zu widersprechen. Es muss klargestellt werd.en, dass die

ZentraleEinrichtung auch insofern eine dienende Funktion erfüllt;jeder Richter und jeder

Spruchkörper muss das Bestimmungsrecht über die Erkenntnismittel behalten, aus denen er

seine Sachaufklärung bezieht. Praktisch kann dies etwa dadurch geschehen, dass die Zentrale

Einrichtung in festen zeitlichen Abständen, die von Land zu Land variieren können, die im
Anderungsmodus aktualisierte Fassung der Erkenntnismittelliste an die Gerichte mit der
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Aufforderung zur Stellungnahme versendet und die eingegangenen zusätzlichen Anderungs-

wünsche einarbeitet

Es erscheint wünschenswert, eine solche R.egelung auch dann anzustreben, wenn der Frei-

staat Sachsen keine eigene ZentraleEinrichtung schafft, sondern sich einer entsprechenden

Einrichtung eines anderen tandes der Bundesrepublik Deutschland anschließt. Andernfalls

wäre verstärkt damit zu rechnen, dass neben d.en,,zentralen" Erkenntnismittellisten doch

weiterhin von Gericht zu Gericht unterschiedliche zusätzliche Erkenntnismittel Verwendung

finden, was den Rationalisierungs- und Beschleunigungsertrag der Zentralisierung deutlich

schmälern würde.

Näher geregelt werden sollte ferner das Nutzungsrecht. Selbstverständlich rnuss das Nut-

zungsrecht allen sächsischen Verwaltungsrichtern zustehen, und zwar verfahrensunabhängig
'und nicht nur denjenigen, die nach dem aktuellen Geschäftsverteilungsplan ihres Gerichts

mit Asylsachen des jeweiligen Landes befasst sind. Klar muss auch sein, dass das Nutzungs-

recht jederzeit - auch an Wochenenden und zur Nachtzeit - besteht. Ein verfahrensabhängi-

geg Nutzungsrecht sollte aber auch allen Prozessbeteiligten zustehen, insbesondere den pro-

zessbevollmächtigten Rechtsanwälten vom Zeipunkt der Verfahrenseinleitung an. So wird

das rechtliche Gehör effektiv gewährt; zugleich werden die Gerichte entlastet, die andernfalls

die Erkenntnismittel doch in,,analoger" Form zum Zwecke der Einsichtnahme auf der Ge-

schäftsstelle vorhalten müssten. Erkenntnismittel, die ,,nur für den Dienstgebrauch" übermit-

telt wurden, können ggfs. gesperrt werden; will das Gericht sie zur Sachaufklärung verwen-

den, gilt für sie indes nichts Besonderes.

Errichtet der Freistaat Sachsen eine eigene Zentrale Einrichtung, so sollte diese von einem

hauptamtlichen Beschäftigten des Höheren Dienstes (sowie den erforderlichen Sachbearbei-

tern) geflihrt werden, der Jurist sein kann, aber nicht muss; Erfahrungen anderer Länder zei-

gen, dass auch etwa Historiker, Politikwissenschaftler oder Islamwissenschaftler geeignet

sein können. Über die Pflege der Erkenntnismittel hinaus könnte diesem Beschäftigten auch

die Autgabe übertragen werden, im Rahmen seiner persönlichen fachlichen Kompetenz auf

Anfrage einzelner Berichterstatter Ausarbeitungen zu konkreten Fragestellungen zu erstellen.

z. Elelrtronische Übersetzungsprogramme

Den Gerichten sollten elektronische'Ubersetzungsprogramme zur Veffigung gestellt

werden, die auf die spezifischen richterlichen Bedürfnisse ausgerichtet sind.. Das be-

trffi u or allem die Übersetzung u on englischsprachig en Erkenntnismitteln.
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BeeründunS.

Entgegen $ t8+ GVG ist im Asylverfahren die Verwertung fremdsprachiger Erkenntnismittel

üblich, zumeist solche in englischer, nicht selten auch etwa in französischer Spraehe. Hier

sind die Gerichte auf Übersetzungsprogrämme angewiesen. Die frei im Netz zugänglichen

Programme sind aber von der möglichen Textmenge her in einer Weise beschränkt, die dem

praktischen Bedürfnis in Asylverfahren nicht gerecht wird.

il. Regelungen des Bundesrechts für bestimmte Herkunftsstaaten

t. Konzept der sicheren Herkunftsstaaten

Das bestehende'Konzept der sicheren Herkunftsstaatenhat sich als solchesbewährt;

es sollte beibehalten werden. Welcher Staat als sicherer Herkunftsstaat gilt, sollte

unuerönd.ert durch Gesetz bestimmt werd-en; durch Rechtsuerordnung sollte nur ein

bislang als sicher bingestufter Herkunftsstaat aus der Liste herausgenommen, nicht

aber umgekehrt einweiterer Herkunftsstaat erstmals als sicher eingestuft werden

dürfen.

Ein Staat sollte grundsätzlichnur dann als sicherer Herkunftsstaat eingestuft uer-

d.en, ruenn in ihn auch abgeschoben uerden kann und werden soII.

Begründung:

Das System der sicheren Herkunftsstaaten hat sich bewährt und bietet auch bei Gericht Mög-

lichkeiten zur Beschleunigung des Verfahrens. Zudem wird durch die Aufnahme eines Staa-

tes in die Liste sicherer Herkunftsstaaten eine Botschaft transportiert, die helfen könnte,

Menschen in den betreffenden Herkunftsstaaten davon abzuhalten, Geld und Zeit in die Stel-

lung aussichtsloser Asylanträge zu investieren. Die Aufnahme in die Liste sicherer Herkunfts-

staaten kann deshalb unter dem Blickwinkel der Reduzierung von Pull-Faktoren sinnvoll

sein.

Rechtsanwalt Dr. Lehnert ist demgegenüber der Ansicht, dass sich das Konzept nicht be-

währt habe. Es habe die Verfahren nicht beschleunigt, sondern verkompliziert und führe

auch zu einer illegitimen Verkürzung des Rechtsschut2es.

Eine Erweiterung der aktuellen Liste sicherer Herkunftsstaaten wird kritisch gesehen. Das

betrifft schon die Rechtsform. Nach aktueller Rechtslage werden die ,,sicheren Herkunfts-

staaten" durch Gesetz bestimmt. Ein aktueller Gesetzesentwurf der Bundesregierung sieht
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vor, auch eine Bestimmung durch RechJsverordnung zu ermöglichen. Das ist abzulehnen; es

dürfte schon mit Art. r6a Abs. zSatzz GG in dessen gegenwärtiger Fassung unvereinbar sein

(,,Staaten ... werden durch Gesetz ... bestimmt") und regelmäßig Zweifeln begegnen, ob dem

verfassungsrechtlichen Grundsatz der normativen Vergewisserung Genüge geschehen ist

(BVerfG, Urt. v. 14. Mai Lgg6 - z BvR r%8/gg- Rn. r8r ff.). Eine Rechtsverordnung hätte au-

ßerdem den Nachteil, dass die Verwaltungsgerichte eine Verwerfungskompetenz hätten, was.

bei unterschiedlicher Beurteilung jedenfalls bis zu einer höchstrichterlichen Klärung zu einer

erheblichen Rechtsunsicherheit führen würde: Richtig und wichtig ist jedenfalls die in S zga

Abs. g AsylG normierte gegenläufige Verordnungsermächtigung, um im Falle negativer poli-

tischer Entwicklungen in einem sicheren Herkunftsstaat schnell handeln zu können.

Die Aufnahme eines Staates in die Liste der sicheren Herkunftsstaaten ist auch nur dann

sinnvoll, wenn in diesen Staat auch tatsächlich alsbald abgeschoben wird. Andernfalls führt
die Ausweisung nur zu asylrechtlichen Eilverfahren (g 36 AsylG), was bei fehlender Abschieb-

praxis einen sinnlosen zusätzlichen Aufi,vand darstellt.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass das Konzept der sicheren Herkunftsstaaten in

Art. 6r ff derVerordnung (EU) zoz4/tg48vom 14. Maizoz4zur Einführung eines gemein-

samen Verfahrens für internationalen Schutz in der Union und zur Aufhebung der Richtlinie

zot3/32/EU geregelt ist, die im Sommer zoz6 in Kraft tritt.

z. Visumspflicht für Venezuela

Die Bundesregierung sollte aufgdfordert werden zuprüfen, obfur Staatsangehörige

aus Vene zuela eine Vi sumspflicht eing eführt wir d..

Begründung:

Asylsuchende aus Venezuela werden derzeit ausschließlich nach Sachsen zugewiesen;Vene-

zuela ist hier derzeit Hauptlrerkunftsland.

Die hohe Anzahl von (unbegründeten) Asylanträgen betreffend das Herkunftsland Venezuela

wird auch durch die einfachen Einreisemöglichkeiten befördert. Eine Visumspflicht könnte

diese Zahl reduzieren, sei es durch eine geringere Einreise in die EU oder dadurch, dass ein

anderer EU-Staat, etwa Spanien, der ein Schengen-Visum ausgestellt hat, nach Art. rz Abs. z

der Dublin-Ill-Verordnung für die Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz zuständig

wird.

Die Einführung einer Visumspflicht könnte nach dem sog. Visa-Aussetzungsmechanismus

nach Art. 8 der Verordnung (EU) zotS/r8o6.(EU-Visa-VO) initiiert werden. Die Vorausset-

zungen von Art. 8 Abs. zSatzr Buchst. b EU-Visa-VO dürften im Falle von Venezuela
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vorliegen, so dass eine entsprechende Information der EU-Kommission seitens der Bundes-

regierung in Betracht kommt. Die Kommission würde auch zu prüfen haben, ob andere Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union betroffen sind, was für Spanien der Fall sein dürfte. All
dies gälte es zu prüfen. Die Sächsische Staatsregierung sollte eine entsprechende Prüfung

durch die Bundesregierung anregen.

Rechtsanwalt Dr. Lehnert tritt der Anregung nicht bei. Er sieht darin eine unzulässige Ver-

quickung von legitimen,Zielen des Aufenthaltsrechts mit den asylrechtlichen Konsequenzen.

UI. Zuständigkeitskonzentration

t. Konzentration von Asylsachen aus bestimmten Herkunftsländern

5 BS Abs. 3 AsyIG erlaubt den Ländern, Asylsachen aus bestimmten Herkunftsstaa-

tenbei einemVerwaltungsgerichtfi)r die Bezirke mehrerer Verwaltungsgerichte zu

konzentrieren. Das Sächsische Staatsministerium d.er Justtz hat hieruonfür zahlrei-

che Herkunftsstaaten durch I z6a SächsJustOrgVO Gebrauch gemacht. Es sollte ge-

prüft raerden, ob die Konzentrati.on auf weitere Herkunftsstaaten - efiaa solche in

Nordafrika - erstreckt werden könnte.

Begründung:

Die Konzentration von Asylsachen aus bestimmten Herkunftsländern fördert neben der Ge-

nerierung von Synergieeffektön auch die Einheitlichkeit der Rechtsprechung in Bezug auf die

jeweiligen Länder. Dass $ z6a SächsJOrgVO jetzt süd- und mittelamerikanische Staaten aus

dem Konzentrationskanon ausnimmt, ist dem Umstand geschuldet, dass.andernfalls Sachzu-

sammenhänge in Venezuela-Verfahren nicht berücksichtigt werden könnten. Das ist somit
keine Absage an das Modell, sondern dient der Feinabstimmung. Die Konzentration hat sich

bewährt, man könnte sie auf andere Länder mit geringem oder mittelgroßem Fallaufkommen

ausbauen, zu denken ist etwa an die nordafrikanischen Staaten. Dies bedarf aber einer vorhe-

rigen Klärung des länderbezogbnen Eingangs und des Bestands bei den einzelnen Verwal-

tungsgerichten.

z. Konzentration von Dublin-sachen zu bestimmten Zielstaaten

Die Lqndesregierung sollte im Bundesrat anregen, g 83 Abs. g AsyIG dahin zu än-

dern, dass einemVerwaltungsgericht auch Dublin-Sachen zubestimmten Zielstaa-

tenfür die Bezirke mehrerer Verualtungsgertchte zugeuiesen uerden können.
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Begründung:

$ 8g Abs. 3 AsylG erlaubt zwar die Konzentration von Asylsachen aus bestimmten ,,Her-

kunftsstaaten", nicht jedoch auch die Konzentration von Asylsachen, in denen es um die Ab-

schiebung in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union auf der Grundlage der

Dublin-Ill-Verordnung geht (sog. Dublin-Sachen), in denen es also nicht um die Verfol-

gungslage im Herkunftsstaat, sondern um die Schutzlage in dem anderen Mitgliedstaat geht.

Eine solche Konzentration wäre aber ebenso wünschenswert wie diejenige nach Herkunfts-

staaten: Auch insofern generiert eine Konzentration Synergieeffekte; auch insofern fördert

sie die Einheitlichkeit der Rechtsprechung in Bezug auf die jeweiligen Mitgliedstaaten. Die

Konzentration sollte heben echten Dublin-Sachen (g z9 Abs. r Nr. r AsylG) auch Sekundär-

migrationsf?ille ($ zg Abs. r Nr. z AsylG) umfassen

IV. GerichtsverfassungundGeschäftsverteilung

r. Bildung reiner Asylkammern

Die Staatsregierung hat den Vertaaltung sg erichten zusätzliche R t-Stellen zug ewie-

sen und angeregt, hieraus reine Asylkemmern (d..h. Kammern mit ausschliefticiher

Zuständigkeit fur Asylsachen) zu btld.en; d"en Kammeruorsitz sollen die Prösidien

uorhandenen Vorsitzend.en Richtern im Wege des Doppeluorsitzes übertragen.

Das Konzept hat sich in Chemnitz bislang betaährt und wird uon der Kommission

begrüJ\t. Allerdtngs sollten die Präsidien dieser Gerichte gebetenwerd.en, solchen

Richtern, die dies wünschen, zu erlauben, nach etner besttmmten Zeit iter Mitglied-

schaft in einer solchen reinen Asylkammer (etwa nach drei Jahren) bei sich bieten-

d.er Gelegenheit in eine and.ere Kammer zuwechseln (,,Rotation").

Begründung:

Die personelle Verstärkur.rg der Verwaltungsgerichte war und ist dringend erforderlich und

wird begrüßt. Offen ist, ob dies zur Verstärkung bestehender Kammern oder zur Bildung

neuer Kammern dienen soll; da es zusätzliche R z-Stellen nicht geben soll, könnten neue

Kammern nur reine Asylkammern sein, die praktisch ausschließlich Einzelrichtersachen be-

arbeiten und von einem praktisch nur nominellen Vorsitzenden geftihrt werden, der zugleich

und überwiegend einer,,Normalkammer" vorsitzt. Die Bildung reinerAsylkammern generiert

Synergieeffekte; gerade Asylverfahren bieten sich aufgrurid der sich ständig wiederholenden

Fallkonstellationen für eine routinierte Bearbeitung an und lassen sich durch einen frühen
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Verhandlungstermin erheblich beschleunigen, besonders zu Herkunftsstaaten mit einer nur
geringen Anerkennungsquote. Zugleich fördern derartigö Konzentrationen die Einheitlichkeit
der Rechtsprechung. Vom Verwaltungsgericht Chemnitz werden bislang gute Erfahrungen

mit diesem Modell berichtet. Jedenfalls ftir die gegenwärtigen Zeiten einer erheblichen Belas-

tung der Verwaltungsgerichte mit Asylsachen gibt die Kommission daher diesem Modell den

Vorzug.

Allerdings darf nicht übersehen werden, dass das Modell reiner Asylkammern für die dort tä-
tigen Richter mit gravierenden Nachteilen verbunden sein kann. Zum einen bleibt ihnen we-

gen der ausschließlichen Zuständigkeit für Asylsachen die Befassung mit allgemeinen Ver-
waltungssachen auf längere Zeit verschlossen; diese Kehrseite der Spezialisierung dürfte sich

gerade bei jüngeren Richtern und damit in der Eingangsinstanz als besonders nachteilig er-

weisen. Zumzweiiten entFällt praktisch jegliche Rechtsprechungstätigkeit im Kollegium der

Kammer und äamit ein wichtiger und prägender Aspekt der richterlichen Tätigkeit über-
haupt. Zum dritten schließlich besteht die nicht geringe Gefahr, dass die Mitglieder einer sol-

chen reinen Asylkammer als Richter ,,zweiter Klasse" angesehen werden. Diesen Bedenken

sollten die Präsidien der Gerichte bei der Einrichtung und Besetzung reiner Asylkammern
dadurch Rechnung tragen, dass sie Richtern, die dies wünschen, erlauben, nach einer be-

stimmten Zeit der Mitgliedschaft in einer solchen reinen Asylkammer (etwa nach drei Jah-
ren) bei sich bietender Gelegenheit in eine andere Kammer zu wechseln (,,Rotation").

z.Einzelrichter

Die Staatsregierung sollte im Bundesrat darauf hintairken, dass das Asylgesetz d.a-

hin geöndert wird, dcss in Asylsachen - insofern abweichend uon d"er Regel des g 6

VwGO - auchin Hauptsacheuerfahren der originäre Einzelrichter mit d,er Befugnis

zuständig ist, d.te Klage bei Vorliegen besond.erer [Imstönd,e auf die Kammer zu

übertragen (ugl. 5 Z6 Abs. 4 AsyIG).

Begründung:

Die Kommission ist einhellig derAuffassung, dass an dem Kammerprinzip, welches den Ver-
waltungsprozess auch in der Eingangsinstanz beherrscht, als Prinzip festgehalten werden

sollte. Anders als im Zivilprozess geht es um die Rechtmäßigkeit des Staatshandelns sowie

nicht selten um Weichenstellungen für die künftige Verwaltungspraxis; dem whre das alter-
native Einzelrichterprinzip, das mittlerweile dem Zivilprozess zugrund.eliegt (vgl. S B4B ZpO),

nicht angemessen.

Für den Asylprozess gilt indes Besonderes: Hier wird die Praxis durch sich ständig wiederho-
lende Fallkonstellationen gepiägt; nur sehr wenige Verfahren sihd von fallübergreifender
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Bedeutung. Demzufolge ist die Behandlung der Sache durch den Einzelrichter die absolute

Regel, diejenige durch die Kammer die seltene Ausnahme. F.s wäre demzufolge sinnvoll, jede

Sache mit ihrem Eingang sogleich beim Einzelrichter anhängig werden zu lassen und dieser-n

nur die Befugnis (und die Pflicht) aufzuerlegen, böi Vorliegen gesetzlich bestimmter Voraus-

setzungen die Sache der Kammer zu übertragen. So liegt es nach bestehendem Recht jedoch

nur in Eilsachen ($ Z6 Abs. 4 AsylG), nicht jedoch in Hauptsacheverfahren; hier bedarf es zur

Begründung der Zuständigkeit des Einzelrichters in jeder einzelnen Sache eines gesonderten

Übertragungsbeschlusses der Kammer, zu dem obendrein zuvor die Streitbeteiligten ange-

hört weiden müssen. Dieses Verfahren ist in der Praxis längst zu leerer Förmelei geworden,

die ohne Not oder Ertrag Ressourcen sowohl bei den Richtern wie bei den Geschäftsstellen

und den Verfahrensbeteiligten bindet.

Die Kommission hat erwogen, die Fraxis dieser Einzelrichterübertragungen zu rationalisie-

ren und damit zu vereinfachen, etwa indem die Anhörung der Streitparteien schon dem Bun-

desamt überantwortet wird oder indem die Geschäftsstellen im Wochenrhythmus sämtliche

anstehenden Einzelrichterübertragungen einer Kammer den fuchtern der Kammer in der äu-

ßerlichen Form von Sammelbeschlüssen vorlegen. Sie hat diese Vorschläge jedoch verworfen,

weil den denkbaren Vorteilen überwiegende Nachteile gegenüberstehen, nicht zuletzt eine

erhebliche Zusatzbelastung der ohnehin schon überlasteten Geschäftsstellen.

3" Rechtsmittelrecht

Die Staatsregierung sollte im Bundesrat auf eine Änderung des g 78 AsylGhinuir-
ken, so dass das Verwaltungsgericht die Berufung bei grundsätzlicher Bedeutung

undbei Diuergenz (S ZB Abs. g Nr. t und z VuGO) auch selbst zulassen kqnn. Diese

Mögtichkeit der Berufungszulassung sollte auch d.annbestehen, wenn d.as Verwal-

tungsgericht die Kage imAsylpunkt als,,offensichtlichunzuIässig" od.er ,,offensicht-

Iichunbegründet" abueist, d.er Zulassungsgrund aber andere Schutzgründe betrffi.

Begründung:

Über den Vorschlag, dem Verwaltungsgericht die Zulassung der Berufung bei grundsätzlicher

Bedeutung und bei Divergenz zu gestatten, wird seit geraum er Zeitdiskutiert. Diese Mög1ich-

keit wird deutschlandweit von den Verwaltungsgerichten gefordert, von den Oberverwal-

tungsgerichten und Verwaltungsgerichtshöfen hingegen überwiegend skeptisch gesehen..

Die Kommission beflirwortet den Vorschlag. Es gibt im Asylrecht immer wieder grundsätz-

lich klärungsfühige und -bedürftige Rechts- und Tatfragen. Diese betreffen nicht immer nur

die Asylgründe, sondern oft auch andere Schutzgründe, ob etwa in einem bestimmten
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Herkunftsstaat Zivilpersonen flächendeckend lebensbedrohenden Gefahren im Sinne von g 4
Abs. r Satz z Nr. 3 AsylG ausgesetzt sind oder erniedrigende oder unmenschliche Lebensbe-

dingungen im Sinne v.on Art. 3 EMRK, Arl.4der Grundrechtecharta drohen. Die Möglichkeit
der Klärung dieser Fragen durch das jeweilige Oberverwaltungsgericht sollte nicht davon ab-

hängen, ob die unterlegenen Verfahrensbeteiligten die ,,richtigen" Grundsatzfragen aufi,ver-

fen und diese auch den prozessualen Anforderungen entsprechend begründen. Eine frühe

obergerichtliche und damit eventuell auch höchstgerichtliche I(ärung dient der Verfahrens-

beschleunigung sowie einer einheitlichen und zudem zeitnahen Rechtsprechung; jede Be-

schleunigung im Instanzenzug verringert die Gefahr, dass die Ober- und Höchstgerichte mit
aktuellen Problemlagen zu spät befasst werden. Für die Verwaltungsgerichte eröffnet eine

solche Klärung die Möglichkeit unstreitiger Erledigungen oder doch weniger aufi,vendig zu

begründender Entscheidungen. Insgesamt dient sie dem Rechtsfrieden.

4. ßinzelrichter beim Oberverwaltungsgericht

Die Staatsregierung sollte im Bundesrat darauf hinwirken, dass die Befugnrs des

Bentfungssencts beim OberuenaaLtungsgeriaht, die Entschei.dung über die Beru-

fung einem seiner Mitglied,er als Einzelrichter zuübertragen (S 79 Abs. g AsyIG), er-
weitert wird.

Begründung:

$ 79 Abst g AsylG erlaubt derzeit die Übertragung des Berufungsverfahrens auf den Einzel-

richter, wenn der Senat eine Entscheidung zu der allgemeinen asyl-, abschiebungs- oder

überstellungsrelevanten Lage in dem Herkunfts- oder Zielstaat getroffen hat, die nicht durch
eine entscheidungserhebliche Veränderung d.er Lage überholt ist, die Sache sonst keine be-

sonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und die Rechtssache

keine grundsätzliche Bedeutung hat. Das ist in wenigstens zweifacher Hinsicht zu eng. Zum
einen setzt die Vorschrift eine Klärung der allgemeinen Lage im Herkunfts- oder Zielstaat

durch den Senat selbst voraus; es fehlt die - neu geschaffene - Möglichkeit, dass die Klärung
(auf Revision gegen ein Urteil eines anderen Instanzgerichts) durch das Bundesverwaltungs-

gericht erfolgt ist. Zum anderen und vor allem fehlt die Befugnis zur Einzelrichterübertra-

8un8, wenn die Berufung nur wegen eines Verfahrensfehlers zugelassen worden ist.
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V. Proberichter

r. Wegfall der Sperrfrist

Die Staatsregierung sollte im Bundesrat darauf hinwirken, dcss Richter auf probe

uom erstenTag anAsylsachen als Einzelrichter behandeln dürfen

Besründuns:

Gemäß $ 6 Abs. r Satz z VwGO dar{ein Richter auf Probe im ersten Jahr nach seiner Ernen-

nung nicht Einzelrichter sein; unbenommen bleibt nur die allgemeine Möglichkeit des g 87a

Abs. z und 3 VwGO, dass die Streitbeteiligten übereinstimmend mit einer Entscheidung

durch den Berichterstatter der Kammer einverstanden sind. g 76 Abs.'5 AsylG verkürzt diese

Sperrfrist in Asylsachen auf sechs Monate. Diese Verkürzung ist halbherzig und geht an den

praktischen Erfordernissen vorbei. Die Sperrfrist sollte in Asylsachen vollständig entfallen.

Auszugehen ist allerdings davon, dass die Sperrfrist des $ 6 Abs. r Satz z VwGO mit Recht be-

steht. Der Verwaltungsprozess unterliegt dem Kammerprinzip; die Übertragung einfacher

Sachen auf den Einzelrichter ist die Ausnahme. Auch die Entscheidung einfacher Sachen

setzt eine Lebens- und Berufserfahrung voraus, die ein Berufsanf,äng", sich typischerweise

erst erwerben muss und deren Zeitbedarf das Gesetz auch.an anderer Stelle mit einem Jahr

bemisst (Schöffengericht; Familiengericht; Insolvenzgericht). Für die Kammer entsteht da-

mit regelmäßig der Zwang, auch einfach gelagerte Sachen durch die Kammer zu behandeln,

wenn für die Bearbeitung der Sache nach der kammerinternen Geschäftsverteilung ein pro-

berichter im ersten Jahr zuständig ist. Das ist aber erträglich, weil die Übertragung auf den

Einzelrichter nach der Konzeption des Gesetzes ohnehin die Ausnahm! sein soll.

In Asylsachen ist das Verhältnis von Regel und Ausnahme jedoch umgekehrt; einfach gela-

gerte Sachen (mit der möglichen Zuständigkeit des Einzelrichters) sind die Regel, ,,kammer-
bedürftige" Sachen die (seltene) Ausnahme. Ein Richter auf Probe kann daher die er-

wünschte Berufserfahrung nur in anderen als Asylsachen erwerben. Dann aber ist die Ver-
kürzung der Sperrfrist in Asylsachen auf ein halbes Jahr unbehelflich; entweder das übliche
Maß an Lebens- und Berufserfahrung wird auch in Asylsachen erwartet, dann müsste es bei

der einjährigen Sperrfrist auch in Asylsachen verbleiben, oder sie wird in Asylsachen nicht
(oder nicht in demselben Maße) erwartet, dann müsste die Sperrfrist in Asylsachen gänzlich

entfallen.

Überwiegende Gründe sprechen dafür, auf die Sperrfrist in Asylsachen vollständig zu ver-

zichten. Auszugehen ist davon, dass der Richter auf Probe regelmäßig einer Kammer ange-

hört, die neben Asylsachen auch allgemeine Verwaltungssachen behandelt. Für diese
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allgemeinen Verwaltungssachen gilt für ihn die einjährige Sperrfrist, so dass er in die typi-
sche Tätigkeit eines Verwaltungsrichters hineinwachsen kann. Es ist nicht ersichtlich, wes-

halb ihm die Entscheidung von Asylsachen dann nicht vom ersten Tage an zugetraut werden
dürfte. Bei den Gerichten der ordentlichen Gerichtsbarkeit dürfen Richter auf probe vom ers-
ten Tage an als Strafrichter oder Amtsrichter sowie bei den meisten Zivilsachen beim Land-
gericht als Einzelrichter ($ S+8 Abs. r ZPO) tätig sein; das ,,Mehr", welches bei den Verwal-
tungsgerichten die regelmäßige Zuständigkeit der Kammer rechtfertigt, nämlich die Wegwei-

sung für künftiges Verwaltungshandeln über den Einzelfall hinaus, kommt Asylsachen nur in
den seltenen Fällen zu, die ohnehin der Kammer vorbehalten sind.

Eine andere Frage ist, ob ein Richter auf Probe in einer reinen Asylkarqmer eingeset zt wer
den sollte (dazu oben IV.r.), und dies womöglich schon vom ersten Tage an. Diese Frage be-

trifft das Personalentwickl'ungskonzept der jeweiligen Justizverwaltung sowie die Geschäfts-

verteilung durch das Präsidium des jeweiligen Gerichts (vgl. noch unten). Sie sollte nicht
durch das Gesetz präjudiziert werden.

z. Proberichterkonzept

Das Staatsministerium sollte Betaerbernum ein Richteremt, die sichfür di.eVerual-
tungsgerichtsbarkeit interessierenund die nötige persönliche und.fachliche Eignung
aufiteisen, schon bei der Etnstellung -ftr den FaII der Bewährung nach MaJSgabe d-er

uerfugbaren Planstellen eine Verplanung in der Vertaaltungsgerichtsbarkeit in Aus-
sicht stellen. Mittelfristig sollte angestrebt werden,fi)r neue proberichter planstellen

in der Verualtungsgerichtsbarkeit zur Veffigung stellen zu können; im Rahmen ei-
ner Übergangsregelung sollten die uerfugbaren Planstellen jedoch so bewirtschaftet
werden, dass auch das begründeteVertrauenuorhqndener StaatsanwäIte, die nach
den Bedingungen des gegenwörti.gen Personalentwicklungskonzepts eingestellt und
uerplant wurden und" die noch in die Verwaltungsgerichtsbarkeit wechseln wollen,
nicht enttäuscht uird. Die Verplanung in d.er Verualtungsgerichtsbarkeit sollte ei;-

nemWunsch des Richters, in eine andere Gerichtsbarkeit oder in die Staatsanwalt-
s chaft zu w e chs eln, auch künftig nicht entg e gt enst ehen.

Proberichter, denen hiernach eine Verplanung in d.er Verwaltungsgerichtsbarkeit in
Aussicht gestellt taurde, sollten künftig uonuornherein oder d.och jedenfalls ab Be-
ginn des zweiten Probejahres einemVerwaltungsgericht zugewiesenwerden. Di.e

Prösidien der Verwaltungsgerichte sollten Proberichter möglichs;t noch nicht etner
reinen Asylkammer ruwetsen, frühestens jed.och d-ann, wenn sie bereits zwei Jahre
b ei einem Verta altung s g erieht tätig g eu es en sind..
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Begründung:

Bewerbern für den höheren Justizdienst des Landes möglichst frühzeitig eine einigermaßen

verlässliche Verplanungsperspektive zu bieten, welche den künftigen Gerichtszweig ein-

schließt, entspricht der bewährten Praxis in fast allen Ländern der Bundssrepublik Deutsch-

land und seit geraum er Zeitauch den Forderungen speziell der Verwaltungsgerichtsbarkeit

im Freistaat Sachsen. Die Argumente sind bekannt und müssen hier nicht wiederholt wer-

den. Ergänzend sei lediglich darauf hingewiesen, dass eine Verplanung in eitrer anderen Ge-

richtsbarkeit oder bei der Staatsanwaltschaft mit einäm oft erst mehrere Jahre späteren

Wechsel in die Verwaltungsgerichtsbarkeit für den Betreffenden zu erheblichen Karriere-

nachteilen im Ländervergleich und für den Freistaat Sachsen zu einer entsprechend vermin-

derten Repräsentanz bei den Bundesgerichten - bei Richtern wie bei wissenschaftlichen Mit-
arbeitern - führen kann.

Hinzu kommt, dass die Verwaltungsgerichtsbarkeit derzeit durch die erhebliche Belastung

mit Asylsachen gekennzeichnet ist, die bei den Verwaltungsgerichten der Eingangsinstanz ,

praktisch durchweg durch Einzelrichter bearbeitet werden. Diese Tätigkeit ist prägend; er-

wartet werden zügige und rationelle Erledigungen, was den raschen Erwerb politisch-histori-

schen Wissens über bestimmte auswärtige Staaten sowie trittsichere Routine erfordert. Die

Bearbeitung allgemeiner Verwaltungssachen tritt dahinter quantitativ zurück. Die Bereit-

schaft, diese Last zu schultern, ist gewissermaßen der Preis für den Berufswunsch des Ver-

waltungsrichters. All dies muss bei Bewerbung und Einstellung bekannt und bewusst sein; es

sollte frühzeitig zur Grundlage der Personalentwicklung gemacht werden.

Werden Richter, die während ihrer Probezeit einem Verwaltungsgericht zugewiesen waren,

demgegenüber in einem anderen Gerichtsaveig oder bei der Staatsanwaltschaft verplant, so

gehen das erworbene Sonderwissen und die erlangte Routine in dem Zeitpunkt verloren, in
dem sie beginnen könnten, Früchte zu tragen. Für eine frühzeitige Verplanungsperspektive

spricht deshalb nicht nur das berechtigte Interesse des Berufsanfängers, sie liegt auch im öf-

fentlichen Interesse an einer möglichst effektiven Bewältigung der Verfahrenslast aus Asylsa-

chen.

Richter auf Probe in der Verwaltungsgerichtsbarkeit müssen sich freilich unverändert auch

und vornehmlich anhand allgemeiner Verwaltungssachen in kollegialer Behandlung in einer

Kammer bewähren. Das steht einem zu frühen Einsatz in einer reinen Asylkammer entgegen.

Es ist.sache der Präsidien, diesem Anliegen im Rahmen der Geschäftsverteilung Rechnung

zu tragen. Daran soll hier nur kurz erinnert werden.
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VI. VerfahrensrechtundVerfahrenspraxis

r. Frühzeitige Klarstellung des Klagezieles

Do.s Verfahren kann entlastet, ggfs. sogar auf eine mündliche Verhandlung uerzich-
tet werden, wenn zwischen dem Gericht und demklägerischen Prozessbeuollmäch-

tigtenfrühzeitig das etgentliche Klageziel geklört, etwa klargestellt wird, d.ass nur
ein subsidiärer Schutzstandard begehrt wird". Damit istfreilich nur nt rechnen,

wenn ein derart beschrönktes Begehren auch Erfotg uerspricht. Das Verualtungs-
gericht sollte deshalb in geeigneten Sachen die Ladung zur mündlichenVerhand-
Iung nicht nur mit der Anfrage uerbinden, ob auf mündliche Verhandlung uerztchtet
wird, sondern'auch auf bisheri.ge einsc,hlägige Rechtsprechung uerweisen, die ein

subsi.diäres Schutzbegehren tragen kann, od.er sons;t d.as Verfohren ggfs. uorab
durchrichterliche Hinweise lenken. Etne derart offene Kommuniketion, die gleich-

wohliede Nöhe zu einem ,Deo.I" uermeid.et, sollte auch Gegenstand der richterlichen
wie der anwaltlichen Fortbildung sein.

' 2. Weitergehende Mitwirkrrng des Bundesamtes für Migration und.
Flüchtlinge (BAMF)

In den routfnemäJSigen Gesprächen mtt dem BAMF sollte d.arauf hingewirkt uer-
den, dass die PräsenzuonVertretern des BAMF auchinTermtnennff mündlichen
Verhandlung uor den EinzelrichternbeimVerwaltungsgertcht deutlich erhöht ifra.
Die Venaaltungsgerichte sollten ihrerseits auf die Anwesenheit eines Sitzungsuer-
treters des BAMF in'geeigneten Sachen ausdrücklich drtngen. Voraussetzung ist aI-
Ierdings ieueils, dass solche Sitzungsuertreter auch befugt und. bereit sind., den strit-
tigen Bescheid ggfs. zu ändern oder ein Anerkenntnis abzugeben.

Das Vertaaltungsgericht kann das BAMF auch im uorbereitenden Verfohren zur er-
gönzenden Sachuerhaltsaufklärung heranziehen. Das kommt beifrühzeitiger Klage-
begründung tn Betracht, wenn dü.ese über den Vortra:g im Verwaltungsuerfohren
hinausgeht.

schlieJllich sollte das BAMF Familienuerbönd.e auch uerfahrensmäJ\ig möglichst zu-
sammenuerbeschetd.en od,er bei getrennter Verbescheidung auf andere Familienan-
gehörige und derenAufenthalfssfctus Rücksicht nehmen. Vor allem steht wegen g
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S4 Abs. t Nr. 4 AsyIG die Aufenthaltsgestattung uon Familienangehörigen, die noch

,,im Verfohren" sind., einer Abschiebung sandrohung reg elmäliig entg eg en.

3. Bescheidung von Beweisanträgen

Gegenstand der richterlichen Fortbildung sollte uerstärkt die Behandlung.uon Be- ,'

weisanträgen sein, sei es im uorbereitenden Verfalven, in der mündlichen Verhand.-

Iung od.er erst im IJrteiI.

Die Staatsregierung sollte im Bundes.rat auf eine Änderung des geltenden Prozess-

rechts dahinhinuirken, dass auchunbedingt gestellte Beweisantröge - nach dahin-

gehend.em Hinweis in d..er mündlichenVerhandlung - erst im Urteiluerbeschieden

werdenmüssen.

Begründung:

Beweisanträge dienen nicht nur der Sachaufklärung; sie sind nicht selten - allein oder zu-

gleich - Instrument der Prozesstaktik. Ihre Vielfalt erfordert flexiblen Umgang. Hier können

Routinen entwickelt und durch geizielte Fortbildung angeregt werden.

So kann es sinnvoll sein, einem Beweisantrag schon im vorbereitenden Verfahren stattzuge-

ben (etwa bei Fragen zur Behandelbarkeit besonderer Erkrankungen im Herkunfts-,oder

Zielstaat), während eine Ablehnung oft neuen Vortrag und ggfs. neüe Beweisanträge provo-

zieren kann. Hilfreich wäre hingegen, wenn Beweisanträge angekündigt werden, die dann in

der mündlichen Verhandlung gestellt werden. Allerdings dürften solche Beweisanträge oder

Beweisankündigungen eher selten sein. Beweisanträge erpt in der mündlichen Verhandlung

dienen oft auch dazu, ,,alle Register zu ziehen" und ggf. Fehler zu generieren.

Eine Entscheidung über Beweisanträge erst im Urteil vermeidet (gerade für neue Kollegen

und Proberichter) unnötige Drucksituationen in der mündlichen Verhandlung und wirkt dem

Einsatz.von Beweisanträgen allein zur Verfahrensverzögerung entgegen. Das geltende Pro-

zessrecht gestattet dies freilich nur, wenn der Beweisantrag lediglich hilfsweise gestellt

wurde, nicht hingegen bei unbedingt gestellten Beweisanträgen. Das sollte - jedenfalls fär
Asylsachen - geändert werden, nur muss das Gericht dann zur Wahrung des rechtlichen Ge-

hörs schon in der mündlichen Verhandlung auf die Möglichkeit einer Antragsablehnung hin-

weisen.
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4. Keine Ersetzung des Amtsermittlungsgrundsatzes durch den Beibrin-
gungsgrundsatz

Bestrebungen, denAmtsermittlungsgrundsatzinAsylsachen durch d.en Beibrtn-
gungsgrundsatz (über 5 36 Abs. 4 Satz z AsyIG hinaus) zu ersetzen, sollten nicht
uetteruerfolgt, ein dahingehender Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages

sollte im Bundesrat abgelehnt uerd.en.

Begründung:

DerAmtsermittlungsgrundsatz zähltm,denprägenden Struliturmerkmalen des deutschen

Verwaltungsprozessrechts. Er sichert dem Urteil eine möglichst zutreffende tatsächliche

Grundlage und schafft so überhaupt erst die Voraussetzung dafür, dass das Urteil für die

künftige Verwaltungspraxis auch fallübergreifend wegweisend sein kann. Den Amtsermitt-
lungsgrundsatz im Asylprozess durch den Beibringungsgrundsatz zu ersetzen, wie von der

derzeitigen Bundesregierung erwogen,liefe auf einen Systembruch hinaur.rrrd vermehrte

obendrein das ohnehin problematische Sonderprozessrecht.

Von der Ersetzung wären flir den Äqylprozess auch keine Beschleunigungseffekte zu erwar-
ten. Hinsichtlich des individuellen Verfolgungsschicksals treffen den Ausländer schon nach

geltender Rechtslage erhebliche Mitwirkungspflichten, was einer Beibringungspflicht inso-
fern nahekommt. Hinsichtlich der allgemeinen Verfolgulrgs-, Gefährdungs- und Schutzlage

im Herkunfts- oder Zielstaat dürfte die Ersetzung des Amtsermittlungsgrundsatzes durch
den Beibringungsgrundsatz jedoch mit Verfassungs- und insb. mit Europarecht unvereinbar
sein. Sie wäre auch kontraproduktiv, müsste der Beibringungsgrundsatz doch nicht nur für

,den Asylkläger, sondern - aus Gründen der Waffengleichheit - gleichermaßen für die be-

klagte Behörde gelten. In jedem neuen Prozess müsste umfänglich,,ab ovo" neu vorgetragen

werden, und bei unvollständigem Vortrag drohen Urteile, auf die künftiges Verwaltungshan-
deln nicht rechtssicher gegründet werden könnte. Unklar ist auch, wie es sich auswirkt, wenn

das BAMF nicht eischeint: Gilt dann der einseitige Klägervortrag als zugestanden? Sind Ver-
säumnisurteile denkbar? Was ist gerichtsbekannt? Müssen jegliche Erkenntnismittel in je-

dem einzelnen Verfahren wieder neu eingebracht werden? Wie wirkt sich die Entscheidung

einer Kammer zu einem bestimmten Land auf ein anderes Verfahren aus?

gez. Rennert

Prof. Dr. Dr. h.c. Klaus Rennert

(Vorsitzender)

Dresden, äffi 9, Juli zoz5


